
tef ihrer Tätigkeit nach in ingenieurtechnisches Per­
sonal verwandeln, müssen im Interesse ihrer Gesund­
erhaltung und der Erhaltung ihres Konzentrations- und 
Aufmerksamkeitsvermögens größere Anforderungen an 
die Auswahl der Werktätigen für besondere Tätig­
keiten, die schon bei der Berufsberatung beginnt, und 
an die ärztliche Untersuchung und Betreuung gestellt 
werden. Das erfordert eine genaue Kenntnis der Ar­
beitsbereiche und der Anforderungen an jeden einzel­
nen.
2. Die Wichtigste Voraussetzung für den Schutz der 
Arbeitskraft dieser Werktätigen ist ihre hohe Qualifi­
kation, die es ihnen ermöglicht, sich nicht nur auf die 
Produktion und das Ergebnis der Produktion, sondern 
auch auf die Umstände, die mit gefahrlosem Arbeiten 
und mit der Gesunderhaltung Zusammenhängen, zu 
konzentrieren.
3. Eine entscheidende Bedeutung kommt hier der 
ASAO Nr. 3 — Schutzgüte von Maschinen, Werkzeugen 
und anderen Betriebsmitteln — vom 1. August 1961 
(GBl. II S. 339) zu, die die Gewähr dafür bietet, daß 
sich die Maschine dem Menschen anpaßt und die 
„Mensch-Maschine-Symbiose“ zugunsten des Produzen­
ten entwickelt wird.
4. Mängel in der Arbeitsorganisation wirken sich in 
der mechanisierten und automatisierten Produktion un­
günstiger auf die Werktätigen aus, als das unter den 
Bedingungen der traditionellen Maschinentechnik der 
Fall ist.

Die rechtliche Sicherstellung des vorwiegend 
geistig Tätigen
Im Verlaufe der technischen Revolution treten noch 
eine Reihe von Unzulänglichkeiten auf, die sich schädi­
gend auf den arbeitenden Menschen auswirken kön­
nen. Es wird betont, daß es sich hier um die techni­
sche Übergangsperiode handelt und diese Fragestellung 
nicht absolut gesehen werden kann. Sie gewinnt für 
uns jedoch zunehmend an Bedeutung, da wir uns in 
der DDR gegenwärtig und in den nächsten Jahren in 
diesem Stadium der technischen Revolution befinden. 
Während der traditionelle Arbeitsunfall in der Mehr­
zahl der Bereiche allmählich völlig verschwinden wird, 
werden in der gleichen Zeit und in der gleichen Ten­
denz arbeitsbedingte psychische Schäden an Häufigkeit 
und Intensität zunehmen.
Bereits heute muß man sich Gedanken darüber ma­
chen, wie man dem entgegenwirken kann und wie man 
diejenigen Werktätigen rechtlich schützt, die — be­
dingt durch die Ausübung vorwiegend geistiger Ar­
beitsfunktionen — gesundheitliche Schäden erleiden, 
zeitweilig oder gar dauernd arbeitsunfähig werden 
bzw. die frühere Tätigkeit nicht mehr ausüben kön­
nen. Erleidet ein Werktätiger, bedingt durch Mängel, 

.die in der Technik, Technologie der Arbeitsmittel oder 
der Arbeitsorganisation begründet liegen, durch 
Pflichtverletzung der staatlichen Leitung des Betriebes 
— der Verantwortlichen auf dem Gebiet des Arbeits­
schutzes — oder durch Unzulänglichkeiten, die in der 
Person des Werktätigen begründet liegen, eine phy­
sische Schädigung, so erfährt er den rechtlichen Schutz 
des 8. Kapitels des Gesetzbuchs der Arbeit der DDR. 
Beide rechtlich anerkannten Möglichkeiten, sowohl der 
Arbeitsunfall als auch die Berufskrankheit, erfassen 

l jedoch keine durch die Arbeitstätigkeit des Menschen 
hervorgerufenen psychischen Schäden.
Es ist unbedingt nötig, im Interesse des Schutzes der 
Werktätigen eine Möglichkeit für die rechtliche Sicher­
stellung des einzelnen bei arbeitsbedingten psychischen 
Schäden zu finden. Arbeitsmediziner und Juristen müs­
sen prüfen, ob die Unfalldefinition in § 23 der 1. DB

zur SVO vom 10. September 1962 (GBl. II S. 625) i. d. F. 
der 2. DB zur SVO vom 5. September 1963 (GBl. II
S. 639) noch ausreicht.
Der Arbeitsunfall wird bisher definiert als eine unge­
wollte, plötzliche — zumindest aber zeitlich be­
grenzte — äußere Einwirkung auf das Leben oder die 
Gesundheit eines Werktätigen mit Verletzungs- oder 
Todesfolge, wobei zwischen Einwirkung und Folge ein 
Kausalzusammenhang besteht und die den Unfall her­
beiführende Hauptbedingung mit dem Betrieb verbun­
den sein muß. Es erscheint äußerst fraglich, ob der 
wesentliche Inhalt dieses Begriffs unseren heutigen 
technischen und gesellschaftlichen Bedingungen noch 
entspricht. Meines Erachtens reicht er heute nicht 
mehr aus, um die Stellung des Menschen im veränder­
ten Produktionsprozeß zu erfassen und seine Arbeits­
kraft in notwendigem Maße umfassend zu schützen. 
Man muß sich auch darüber Gedanken machen, ob es 
nicht zweckmäßiger wäre.
a) die Merkmale des Plötzlichen und der äußeren Ein­
wirkung fallenzulassen,
b) in den Begriff der Ursachen oder der mitwirkenden 
Unfallursachen Faktoren aufzunehmen, die technischer, 
arbeitsorganisatorischer, physischer, psychischer oder 
ideologischer Natur sein können,
c) in die Definition physische und psychische Schädi­
gungsmöglichkeiten aufzunehmen.

Neue Probleme der Verantwortung 
für die Einhaltung des Arbeitsschutzes
Man muß auch die Fragen der Verantwortung, Erzie­
hung und Selbsterziehung der Werktätigen im Arbeits­
schutz unter Berücksichtigung der Erfordernisse der 
gesellschaftlichen Entwicklung neu durchdenken. Ohne 
daß soziale Nachteile für den Werktätigen entstehen 
dürfen, muß die richtige Anwendung des sozialistischen 
Rechts bei der Erziehung der Menschen zur bewußten 
Mitwirkung im Arbeitsschutz erreicht werden. Anders 
kann die Rolle des sozialistischen Rechts als der organi­
sierenden, gestaltenden und die menschliche Persönlich­
keit in der Gemeinschaft erziehenden Kraft im Arbeits­
schutz nicht voll wirksam werden.
Im Unterschied zur Ökonomie ist es bei der Delegie­
rung größerer Verantwortung auf jeden einzelnen und 
bei der Entfaltung der schöpferischen Arbeit der Men­
schen noch nicht zu der vom gesellschaftlichen Erforder­
nis aus notwendigen Wende gekommen5. Es ist richtig 
und notwendig, sich mit diesem „subjektiven Faktor“ 
im Arbeitschutz zu befassen. Mit der agitatorischen For­
derung der Unfallschutzplakate „Arbeitsschutz geht alle 
an“ dürfte dieses wichtige Problem kaum erschöpfend 
behandelt und geklärt sein. Erziehung zum ökonomi­
schen Denken heißt hier nichts anderes als die Erkennt­
nis, daß die Gesundheit der arbeitenden Menschen 
keine individuelle Angelegenheit ist, sondern daß die 
Gesundheit auch der Gesellschaft gehört, daß alle Mit­
glieder der Gesellschaft im eigenen und im gesellschaft­
lichen Interesse besonders auf die Gesunderhaltung der 
Werktätigen achten müssen. Der technische Fortschritt 
oder die Technik allein führen nicht zu einem wirk­
samen Arbeitsschutz.
Ausgehend von den vorhandenen und zu schaffenden 
objektiven Bedingungen, liegt im Verhalten der Werk­
tätigen, der Leitung des Betriebes und jedes einzelnen 
Produzenten die Gewähr für die Durchsetzung des Ar­
beitsschutzrechts und damit für eine maximale Unfall­
verhütung. Demnach müssen die Werktätigen dazu er-

5 Vgl. Walter Ulbricht, Antwort auf aktuelle politische und 
ökonomische Fragen (Schlußwort zur Diskussion über den Be­
richt des Politbüros an die 7. Tagung des Zentralkomitees der 
SED), Berlin 1964, S. 30.


